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Begrenzung der waffenrechtlichen Bedürfnisanerkennung für Jäger –  
Stellungnahme zum Hinweisschreiben zum Waffenerwerb und -besitz durch Jäger 
von der GVV Müllheim-Badenweiler 
 

 
Sehr geehrte Frau Schweitzer, 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

die Kreisjägervereinigung Freiburg hat mich auf Ihr Hinweisschreiben vom 31.07.2025 aufmerksam 

gemacht. Mit großer Sorge und zunehmendem Unverständnis beobachte ich das Vorgehen der 

Waffenbehörde – zunächst im Landratsamt Karlsruhe und nun auch im Gemeindeverwaltungsverband 

Müllheim-Badenweiler. Derzeit wird auf verschiedenen Ebenen versucht, das waffenrechtliche Bedürfnis von 

Jägerinnen und Jägern zu begrenzen beziehungsweise eine Begründung für den Besitz von mehr als zehn 

Langwaffen einzufordern. Diese restriktive Praxis betrifft nicht nur Neuanträge, sondern stellt teilweise 

offenbar auch bereits erteilte waffenrechtliche Erlaubnisse in Frage. 

 

Das Waffengesetz sieht für Inhaberinnen und Inhaber eines gültigen Jahresjagdscheins keine ausdrückliche 

Obergrenze für den Erwerb und Besitz von Langwaffen vor. Gemäß § 13 Abs. 1 WaffG wird ein Bedürfnis 

anerkannt, sofern glaubhaft gemacht wird, dass die Schusswaffe zur Jagdausübung oder zur Teilnahme an 

jagdlichen Schießwettbewerben benötigt wird und nicht nach dem Bundesjagdgesetz verboten ist. Eine 

mengenmäßige Begrenzung des Bedürfnisses – wie in Ihrem Schreiben in Aussicht gestellt – sieht das 

Gesetz ausdrücklich nicht vor. 

 

Nach Einschätzung mehrerer Fachjurist*innen, Verbände und betroffener Jägerinnen und Jäger stellt eine 

solche Praxis einen nicht gedeckten Eingriff in das bestehende Waffenrecht dar. Eine Bedürfnisprüfung bei 

Antragstellung ist zwar vorgesehen – nicht jedoch eine pauschale Begrenzung oder gar nachträgliche 

Infragestellung bereits erteilter waffenrechtlicher Erlaubnisse. 

 

Hinzu kommt, dass der Begriff des sogenannten „Waffenhortens“ rechtlich nicht definiert ist und daher 

erhebliche Auslegungsspielräume lässt. Ebenso fehlt eine klare Regelung, wie mit geerbten Waffen 

umzugehen ist, die in langjährigen Jägerfamilien häufig zu einer höheren Gesamtzahl führen, jedoch nicht 

aktiv jagdlich genutzt werden und kein Sicherheitsrisiko darstellen. 
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Einen Sicherheitsgewinn kann ich in diesem Vorgehen nicht erkennen. Vielmehr handelt es sich um eine 

zusätzliche Überregulierung, die die Praxis der Jagdausübung erschwert, Vertrauen in Verwaltungshandeln 

untergräbt und das gesellschaftliche Verhältnis zu legalem Waffenbesitz weiter polarisiert. Weder das 

Waffengesetz noch die Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Waffengesetz (WaffVwV) sehen eine 

zahlenmäßige Begrenzung des waffenrechtlichen Bedürfnisses von Jäger*innen in dieser Form vor – 

insbesondere nicht durch generelle Standardisierung beim Neuerwerb, sondern nur im Rahmen einer 

begründeten Einzelfallprüfung. Die jagdliche Praxis erfordert häufig eine differenzierte Ausstattung – etwa 

für Bewegungsjagden, Einzeljagden, unterschiedliche Kaliber für verschiedene Wildarten oder die 

Verwendung von Kurz- und Langwaffen je nach Geländetyp. 

 

Ich appelliere daher mit Nachdruck an Sie als Waffenbehörde, Jägerinnen und Jägern keine unbegründeten 

Überprüfungen aufzuerlegen und sie damit als legale Waffenbesitzer unter Generalverdacht zu stellen. Es ist 

entscheidend, dass rechtsstaatliche Grundsätze und der gesetzlich definierte Rahmen des Waffengesetzes 

eingehalten werden – auch und gerade durch nachgeordnete Behörden. 

 

Gerade angesichts der gesellschaftlichen und politischen Sensibilität im Bereich des Waffenrechts halte ich 

ein rechtsstaatlich korrektes, transparentes und nachvollziehbares Verwaltungshandeln für unerlässlich. 

Jäger*innen leisten einen wichtigen Beitrag zur Hege, zum Wildtiermanagement und zur Seuchenprävention 

– ihre waffenrechtliche Ausstattung muss sich an den realen jagdlichen Anforderungen und nicht an 

pauschalen Begrenzungen orientieren. 

 

Für Rückfragen oder weiterführende Gespräche stehe ich Ihnen selbstverständlich gern zur Verfügung und 

danke Ihnen im Voraus für eine zeitnahe Prüfung und Rückmeldung zum weiteren Vorgehen. 

 

 
Freundliche Grüße 
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